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D: Grundlagen der wesentlichen Unternehmenssteuern

I. Einkommenssteuer

- Einkommen natürlicher Personen

- Rechtsgrundlagen: EStG, EStDV, EStR

1.Steuerpflicht:

Einkommen aus den im EStG angegebenen Einkommensarten § 2 I EStG

Einnahmen die keinen der dort angeführten Einkünften entsprechen sind nicht Einkommenssteuerpflichtig

1.unbeschränkte Steuerpflicht: 

§ 1 I EStG

Hier ist in 3 Fällen zu unterscheiden:

1. Fall:

Natürliche Personen die im Inland einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt (> 182 Tage) haben

sind unbeschränkt einkommensteuerpflichtig. Der Einkommensteuer unterliegen sämtliche Einkünfte aus dem In- und Ausland!! (beachte Doppelbesteuerungsabkommen)

2. Fall: 

Deutsche Staatsbürger und zu ihrem Haushalt gehörende Angehörige (mit deutscher Staatsangehörigkeit oder ohne Einkünfte oder nur Einkünfte beziehen, die ausschließlich im Inland einkommensteuerpflichtig sind)

die im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben und zu einer inländischen juristischen Person des öffentlichen Rechts in einem Dienstverhältnis stehen und dafür Arbeitslohn aus einer inländischen öffentlichen Kasse beziehen und in dem Staat, in dem sie ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, lediglich in einem der beschränkten Einkommensteuerpflicht stehenden Umfang zu einer Steuer vom Einkommen herangezogen werden sind  unbeschränkt steuerpflichtig. Der Einkommensteuer unterliegen sämtliche Einkünfte aus dem In- und Ausland!! (beachte Doppelbesteuerungsabkommen)

3. Fall:

Auf Antrag sind Natürliche Personen, die im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben soweit sie inländische Einkünfte im Sinne des § 49 haben (fiktiv) unbeschränkt einkommensteuerpflichtig, wenn: Einkünfte im KJ unterliegen zu mindestens 90% der deutschen Einkommensteuer oder die nicht der deutschen Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte betragen nicht mehr als 12.000 DM* im KJ .

2.beschränkte Steuerpflicht: 

- natürliche Personen welche weder Wohnsitz noch gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 

  haben

( unterliegen nur mit bestimmten inländischen Einkünften dem EStG

( die Einkünfte im Sinne § 49 EStG

zu beachten:

“erweiterte beschränkte Steuerpflicht”: 

- 10 Jahre

- bei wesentlichen wirtschaftlichen Interessen

- Deutsche Staatsbürger die ihren Wohnsitz in ein Niedrigsteuerland verlegt haben 

  ( § 2 Außensteuergesetz AStG )

2.  Bemessungsgrundlage

- zu versteuernde Einkommen ( § 2,V EStG)

Definitionen: 

   - Einnahmen ( § 8,I EStG): Zufluss von Geld oder Geldwerten Vorteilen : 

   - Überschusseinkünfte:

      Rohertrag:

      muss noch um “Kosten” gemindert werden

   - Gewinneinkünfte:

      Betriebseinnahmen:

      müssen noch um Betriebsausgaben gemindert werden

Arbeitslohn aus

1. einem gegenwärtigen Dienstverhältnis

a) Gehälter sind Vergütungen bzw. Besoldungen für Angestellte bzw. Beamte.

b) Löhne sind Vergütungen für Arbeiter .

c) Gratifikationen sind zusätzliche Vergütungen für Arbeitnehmer aus besonderem Anlass, z.B.  

     Weihnachtsgratifikation .

d) Tantiemen sind einmalige Sondervergütungen für Arbeitnehmer, die nach dem Umsatz oder Gewinn  

     bemessen werden.

e) Bezüge und Vorteile sind Güter, die dem Arbeitnehmer in Geld oder Geldeswert (z.B. waren, freie Kost, 

     freie Wohnung) zufließen.

2. einem früheren Dienstverhältnis (Versorgungsbezüge)

a) Wartegelder sind Einnahmen aus einem Dienstverhältnis, dessen normale Lohnzahlung eingestellt ist, das  

     aber fortgesetzt werden soll.

b) Ruhegelder sind Beträge, die zur Versorgung des Arbeitnehmers für die Zeit nach Auflösung seines  

     Dienstverhältnisses gezahlt werden, z.B. das Ruhegehalt des pensionierten Beamten .

c) Witwen- und Waisengelder sind Einnahmen aus einem früheren Dienstverhältnis des Rechtsvorgängers

Einkünfte:

- Reinertrag, innerhalb einer Einkunftsart

Überschusseinkünfte: Einnahmen - Werbungskosten = Einkünfte

Gewinneinkünfte: Betriebseinnahmen - Betriebsausgaben = Einkünfte

Werbungskosten/ Betriebsausgaben müssen von den Aufwendungen für die private Lebensführung abgegrenzt werden.

Grundsätzlich ist ein horizontaler Verlustausgleich möglich ( zwischen positiven und negativen Einkünften einer Einkunftsart zulässig)

Horizontaler Verlustausgleich

Ein horizontaler Verlustausgleich ist grundsätzlich unbeschränkt möglich, d.h. innerhalb einer Einkunftsart werden negative und positive Einkünfte miteinander verrechnet (saldiert). Danach ergibt sich also für jede Einkunftsart entweder ein positiver oder ein negativer Einkunftsbetrag (oder 0).

Ausnahmen:

- Einkünfte aus Beteiligungen an Verlustzuweisungsgesellschaften

- Einkünfte aus gewerblicher Tierzucht/Tierhaltung und aus Termingeschäften (§ 15 (4))

- Einkünfte aus sonstigen Leistungen (§ 22 Nr. 3)

- Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften (§ 23 (3))

Hier dürfen nur negative Einkünfte mit positiven Einkünften gleichartiger Einkunftsquellen verrechnet werden.

Vertikaler Verlustausgleich

Nachdem der horizontale Verlustausgleich durchgeführt wurde, wird der vertikale Verlustausgleich durchgeführt. Hier werden Verluste einer Einkunftsart mit Gewinnen/Überschüssen anderer Einkunftsarten grundsätzlich miteinander verrechnet. Dies ist allerdings durch die "Mindestbesteuerung" eingeschränkt.

Verfahrensweise:

1.)  Sortiere die Einkunftsarten nach positiven und negativen Einkünften (=Einkunftsbeträge nach horizontalem    

      Verlustausgleich)

2.) Ermittle die Summe der positiven Einkünfte SP und die Summe der negativen Einkünfte SN.

3.) Ermittle den maximalen vertikalen Verlustausgleich Vv,max gemäß der Regel:

wenn SP < oder = 100.000
( Vv,ma x= min(SP;-SN)

wenn SP 100.000
( Vv,max = min{[100.000+0,5x(SP-100.000)];SN)

4.) Errechne für jede Einkunftsart den prozentualen Anteil

- der positiven Einkünfte am Gesamtbetrag der positiven Einkünfte (sofern Einkunftsbetrag positiv)

- der negativen Einkünfte am Gesamtbetrag der negativen Einkünfte (sofern Einkunftsbetrag negativ)

5.) Verteile den in Schritt 3 berechneten maximalen vertikalen Verlustbetrag auf die positiven Einkünfte gemäß  

      den Anteilen der positiven Einkünfte

6.) Sofern nicht alle Verluste ausgeglichen werden konnten, verteile den verbleibenden Verlustbetrag auf die 

     negativen Einkünfte gemäß den Anteilen der negativen Einkünfte; die Ergebnisse sind nach den Regelungen 

     des § 10d weiter zu verarbeiten.

7.) Addiere die verbleibenden Einkünfte und ermittle so die Summe der Einkünfte.

Einschränkung: Gilt nur bei 1.Einkunftsart 

 § 2b EStG Verlustzuweisungsgesellschaft: (zur Verrechnung von Einkommen)

- wenn als Verlustzuweisungsgesellschaft klassiert dann ist eine Verrechnung nur mit zukünftigen Gewinnen   

   der VZG möglich

§ 15a EStG Kommanditisten mit negativem Kapitalkonto

$ 23 EStG Verluste aus privaten Veräußerungsgeschäften

Einkommen:  = Gesamtbetrag der Einkünfte - Sonderabgaben - außergewöhnliche        

                         Belastung

Außergewöhnliche Belastung: Privataufwendungen § 33 I EStG 

- nur der Teil abzugsfähig der die zumutbare Belastung übersteigt ( Tabelle § 33,III)

  Beispiel: ledig, keine Kinder, Krankheitskosten: 8.000 DM, Gesamtbetrag des Einkommens 50.000 DM,   

   ( zumutbar: 6 %, also 3.000 DM, d.h. als außergewöhnliche Belastung absetzbar 5.000 DM

3.Steuertarif

§ 32a bzw. § 52,Abs.42 EStG

§ 32a, II EStG : Abrunden auf durch 54 teilbaren Rest

Zu versteuerndes Einkommen wird unterteilt in 4 Tarifzonen:

zu versteuerndes             Tarifzone                  Grenzsteuersatz          Durschschnitts-

Einkommen in DM                                                                             steuersatz

0 - 14.093                     Grundfreibetrag                      -                             -  

14.094 - 18.089             1.Progressionszone         19,9% - 23 %           0% - 4%

18.090 - 107.567           2.Progressionszone         23% - 48,5%            4,8% - 30,6%

>107.567                     obere Progressionszone            48,5%              30,6% - 48,5%

Bestandteile: 

- § 32c EStG, Tarifbegrenzung für gewerbliche Einkünfte ersetzt durch ( § 35 EStG)

                 ( --> behandelt bei Gewerbesteuer)

- Progressionsvorbehalt, § 32b EStG

- Splittingtarif: - greift dann wenn Ehegatten zusammen veranlagt sind (§§ 26, 26b)

- Besteuerung von Veräußerungsgewinnen durch Veräußerung des Unternehmens

  Vorraussetzung: - 55.Lebensjahr vollendet

                             - nur einmal im Leben möglich

                             - max. 10 Mio. DM

( halben Steuersatz auf den Veräußerungsgewinn, mind. Eingangssteuersatz

4. Abgrenzung der Einkunftsarten

- Steuerbarkeit von Einnahmen

- Verlustausgleich

- Einkunftsermittlung

- Gewinneinkünfte ( §2, II, Nr.1 EStG)

(Gewinn im Sinne des § 4, I EStG)

1. Gewinneinkünfte:

- Gewinn wird für einzelne Betriebe des Steuerpflichtigen ermittelt

- Zusammenfassung erst in der Einkommenssteuererklärung

es existiert kein richtiger “Gewinn” -> ist abhängig von den Unternehmenszielen

Handelsrechtliches Ziel: - Information für Dritte, - intern für Unternehmensleitung,

                                        - Berechnung von Dividenden, Gläubigerschutz

Steuerlicher Gewinn muss objektiv sein, wegen Grundsatz der Steuergerechtigkeit

Grundformen der Gewinnermittlung: § 4,I EStG

Gewinnbestimmung durch Betriebsvermögensvergleich ( Bilanziell)

( Eigenkapitalveränderung

2. Überschusseinkünfte 

= Einnahmen ( § 8 EStG) - Werbungskosten ( § 9 EStG)

   Einnahme: Geld bzw. Geldwerte Leistung/Ware, z.B. auch private Internetnutzung am Arbeitsplatz

Werbungskosten 

Allgemein:

Werbungskosten sind Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahme. 
tatsächliche Werbungskosten können sein z.B.:

- Beiträge zu Berufsverbänden

- Fahrtkosten zwischen Wohnung und Arbeitstätte

bei Fahrten mit einem eigenen oder zur Nutzung überlassenen Kraftfahrzeug sind die Aufwendungen mit den folgenden Pauschbeträgen anzusetzen:

- bei Benutzung eines Kraftwagens 0,70 DM

- bei Benutzung eines Motorrads oder Motorrollers 0,33 DM

- bei Benutzung eines Mopeds oder Mofas 0,28 DM

- bei Benutzung eines Fahrrads 0,14 DM

je Entfernungskilometer

Bei Behinderten können die tatsächlichen Fahrtkosten angesetzt werden (0,52 DM pro gefahrenen Kilometer)

- Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer, wenn feststeht, dass das Arbeitszimmer so gut wie ausschließlich für  

   berufliche Zwecke benutz wird. Es ist unerheblich, ob Art und Umfang der Tätigkeit des Arbeitnehmers einen  

   besonderen häuslichen Arbeitsraum erfordern. Zu den Voraussetzungen für die steuerliche Anerkennung gehört  

   jedoch, dass das Arbeitszimmer von den privat genutzten Räumen getrennt ist.

- die Werbungskosten können unbegrenzt abgezogen werden, wenn das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt 

   der gesamten beruflichen und betrieblichen Betätigung des Steuerpflichtigen bildet. 

- die Werbungskosten können bis zu 2.400 DM im Kalenderjahr abgezogen werden, wenn 

- berufliche Nutzung der Arbeitzimmers beansprucht mehr als 50% der gesamten beruflichen und betrieblichen 

   Tätigkeit

- Der Arbeitgeber hat den für die berufliche Tätigkeit erforderlichen Arbeitsplatz nicht zur Verfügung gestellt. 

   (z.B. Lehrer)

- Aufwendungen für Arbeitsmittel (z.B. Werkzeuge und typische Berufskleidung)

- Absetzung für Abnutzung (AfA) ist in Fällen der Anschaffung oder Herstellung von Wirtschaftsgütern 

   entsprechend anzuwenden.

- Bewerbungskosten

- Aufwendungen für die Aus- und Fortbildung

- Reisekosten

- Umzugskosten (siehe hier auch die Pauschbeträge)

- Kontoführungsgebühren (30 DM werden immer anerkannt)

Diese tatsächlichen Werbungskosten können die Einnahmen übersteigen, welches negative Einkünfte zur Folge hätte.

Werbungskostenpauschbetrag (§ 9a Satz 1 Nr. 1)

Anstelle von tatsächlich nachgewiesenen Werbungskosten kann der Arbeitnehmer-Pauschbetrag in Höhe von DM 2.000 von den Einnahmen abgezogen werden. Dies jedoch nur bis zur Höhe der um den Versorgungs-Freibetrag geminderten Einnahmen, d.h. es dürfen keine negativen Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit durch den Arbeitnehmer-Pauschbetrag entstehen.

Abgrenzungsproblem: Aufwendung für private Lebensführung, z.B. bei auch privat genutzter Arbeitskleidung

                                    (Sakko) ( kann nicht abgesetzt werden

- Werbungskosten müssen Vermögensminderungen sein, z.B. entgangene Gewinne nicht absetzbar

- Werbungskosten müssen nicht objektiv notwendig sein und nicht unbedingt im Rahmen es üblichen liegen

3. Konkurrenz der Einkunftsarten 

5. Sonderausgabe

- eigentlich der privaten Lebensführung anzurechnen

- Sonderausgaben sind nur in dem Jahr abzugsfähig in dem sie angefallen sind

- anderer Status als z.B. Werbungskosten

- sind im Katalog der abziehbaren Sonderausgaben geregelt

Pauschalen: - greifen dann wenn ich keine höheren Ausgaben nachweise

Vorsorgepauschale: 

1. § 10c, II EStG: allgemeine, ungekürzte Vorsorgepauschale, greift nur für rentenversicherungspflichtige Arbeitnehmer ( übers ganze Jahr)

2. § 10c, III EStG: gekürzte Vorsorgepauschale, greift für Arbeitnehmer die nicht das ganze Jahr über rentenversicherungspflichtig sind

3. Mischfälle, nicht relevant

II. Körperschaftssteuer

1. Steuerpflicht

- Besteuert wird das Einkommen juristischer Personen

- erst wird Körperschaftssteuer abgezogen, dann für den Teil des Unternehmerlohns aber zurückgezahlt, da dafür 

  Einkommenssteuer bezahlt wird

1. unbeschränkte Steuerpflicht

§ 1,I KStG: Körperschaften mit Geschäftsleitung ( § 10 AO) oder Sitz ( § 11 AO) im Inland

- Welteinkommensprinzip

2. beschränkte Steuerpflicht

- Körperschaften die weder Geschäftsleitung noch Sitz im Inland haben sind nach 

§ 49 EStG  mit inländischen Einkünften steuerpflichtig

2. Bemessungsgrundlage

§ 7, I KStG :  - zu versteuerndes Einkommen

§ 7, II KStG: - Einkommen im Sinne des § 8,I KStG (--> Verweis auf EStG)

( Freibeträge nach §§ 24, 25 KStG: Nicht für Kapitalgesellschaften!

Körperschaftssteuer ist Jahressteuer, d.h. Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr

Grundsatz: Ermittlung der Bemessungsgrundlage für 1 Kalenderjahr, abwechselndes Wirtschaftsjahr für Buchführungspflichtige, Ermittlung der Bemessungsgrundlage für das Wirtschaftsjahr, Besteuerung dann wenn das Wirtschaftsjahr endet

1. Einkünfte:

AG, GmbH, § 8,II KStG

- unabhängig von der tatsächlichen Tätigkeit: Einkünfte aus Gewerbebetrieb

- Gewinnermittlung nach § 5 EStG 

2. Betriebsausgaben:

§ 4, IV EStG: Aufwendungen, die durch den Betrieb veranlasst sind

Steuerbilanz ( § 60, II, Nr.2 Einkommenssteuerdurchführungsverordnung (EStDV))  nicht betrieblich veranlasste Aufwendungen ( Spende, verdeckte Gewinnausschüttungen)

- Abgrenzungsproblem zu verdeckten Gewinnausschüttungen

Nicht betrieblich veranlasste Aufwendungen nicht gleich Betriebsausgaben !

Nicht abziehbare Betriebsausgaben: § 4,V EStG

Nr.1 Geschenke an Nicht-Arbeitnehmer ( Freigrenze 75 DM)

Nr.2 Bewirtungskosten ( geschäftlich notwendig und angemessen)

( davon 80% als Betriebsausgabe absetzbar

Beispiel: Kosten 400 DM, angemessen für 2 Personen = 280 DM, 120 nicht betrieblich relevante Kosten, abzüglich 20 % --> 176 DM abziehbare Betriebsausgaben

Nr.3 Gästehäuser

Nr.4 Repräsentationsaufwendungen

...Nr.8 Geldbußen, nicht abziehbar

Nr.8a Zinsen auf hinterzogene Steuern, nicht abziehbar

Nr.9 Ausgleichszahlungen an Minderheitsgesellschafter

Nr.10 Bestechungs-/Schmiergelder

§§ 4c,4d EstG

Nicht abziehbare Ausgaben im KStG § 10 KStG

Nr.1 ...

Nr.2 nicht abziehbare Steuern, Steuern von Einkommen, sowie andere Personensteuern 

steuerliche Nebenleistungen (Verspätung, Säumnis, Zwangsgelder)

---> nicht abziehbar!

Nr.3 Geldstrafen

Nr.4 Aufsichtsratsvergütung 50%

3. Einlagen

einlagefähig sind nur bilanzierungsfähige Wirtschaftsgüter:

1. offene Einlage: - sind in der Handelsbilanz erfolgsneutral gebucht

2.verdeckte Einlage: - einlagefähiger Vermögensvorteil wird eingewendet 

                                    Ursache liegt im Gesellschaftsvertrag, Berechnung mit Teilwert

4. verdeckte Gewinnausschüttungen

§ 8,III KStG : Gesellschaft wendet den Gesellschaftern Vermögensvorteile zu

Vermögensvorteil: Vermögensminderung oder verhinderte Vermögensmehrung bei der Kapitalgesellschaft, durch Gesellschaftsverhältniss veranlasst, Fremdvergleich (ordentliche, gewissenhafte Buchführung)

Besonderheiten beim herrschenden Gesellschafter:

- Rückwirkungsverbot und klare, eindeutige Vereinbarungen

  Wirkung beim Gesellschafter: 1. bisher nicht steuerpflichtig

                                              2. Umqualifizierung

( Erhöhung des zu versteuernden Einkommens

Verdeckte Gewinnausschüttung wird wie offene Gewinnausschüttung behandelt

3. Steuertarif

Proportionale Tarife ohne Freibeträge

Tarifbelastung:

1.altes Recht: Steuersatz 40%, Veranlagungszeitraum 99,00, davor 45%

- gilt nur für thesaurierte Gewinne, bei Ausschüttungen: Ausschüttungsbelastung

2.neues Recht: § 23,I KStG, Steuersatz 25% unabhängig von Ausschüttung oder Thesaurierung

Kapitalgesellschaft als Gesellschafter:

M hat 100 % Beteiligung an T1, T1 hat 100% an T2

T2: Ausschüttung 100 - 25 KST

T1: Erhält 75, die sind nach § 8b,I KStG steuerfrei als Dividende einnehmbar

( bei Ausschüttung einmalige Besteuerung, danach nicht mehr

- bei Verkauf von T2 inklusive der 75 GE  keine Besteuerung für Veräußerer

- § 8b,II KStG : stellt Veräußerungsgewinne steuerfrei

-§ 37 KStG Körperschaftssteuerguthaben

III. Gewerbesteuer

- ist eine Realsteuer, Objektsteuer (Gewerbekapitalsteuer seit 97 abgeschafft)

- ist die wichtigste originäre Einkommensquelle der Kommunen
1. Steuerobjekt

- Ertrag des Gewerbebetriebes soweit er im Inland betrieben wird ( Territorialprinzip)

(§ 2,I GewStG)

Gewerbebetriebe sind alle gewerblichen Unternehmen

Unterscheidung:

1. Kraft Beteiligung ( § 15,II EStG)

2. Kraft Rechtsform ( §2,II GewStG)

Vorraussetzung: inländische Betriebsstätten ( § 12 AO)

2. Steuerpflicht

§ 5 GewStG

- Leistungsfähigkeit eines Unternehmens soll besteuert werden

- Steuerschuldner ist der, für dessen Rechnung das Gewerbe betrieben wird

  (z.B. OHG ist Steuerschuldner)

3. Bemessungsgrundlage

§ 6  GewStG - Gewerbeertrag

(alles auf Aktivseite ist der Gewerbeertrag)

§ 8,Nr.1 GewStG

Dauerschulden:

1. Schulden im Zusammenhang mit Gründung/ Erwerb oder Erweiterung/ Verbesserung

2. Nicht nur vorrübergehende Stärkung des Betriebskapitals ( vorrübergehende <12 Monate) ( Dauerschuld  

    über 12 Monate

- Kontokorrentschulden entspricht Dauerschulden wenn über 12 Monate ein Mindestkreditbetrag ausgeschöpft   

   wurde 
4. Steuertarif

§ 11 GewStG

Gemeinden steht Gewerbesteuer zu: - sie haben das Recht die Höhe festzulegen:

1. einheitliche Regelung (1. Stufe) : Finanzamt macht Feststellung und Festsetzung

2. Fortfahren auf Gemeindeebene (2.Stufe)

IV. Umsatzsteuer

1. Charakterisierung

1.1. Einordnung

- wirkt wirtschaftlich wie eine Konsumsteuer

- ist eine Objektsteuer

- ist eine Indirekte Steuer:

   Steuerschuldner = Unternehmen

   Steuerdestinator = Leistungsempfänger

- ist eine Fälligkeitssteuer, Abgabe bei Umsatzsteuererklärung

- rechtlich eine Verkehrssteuer

- wirtschaftlich eine Verbrauchssteuer

1.2. Wirkungsweise

- inländische Leistung:

  Allphasensteuer

- Nettoumsatzsteuer:

  weil Bemessungsgrundlage nicht die gesamte Gegenleistung ist, sondern die 

  Gegenleistung ohne Umsatzsteuer

- Vorsteuerabzug:

Stufe A: Fertigungslohn 100 DM, Verkauf für 200 DM, UST 16% : 32 DM 

VST = 0 DM --> zu zahlende Steuer 32 DM

Stufe B: Wareneinkauf aus A, Aufteilung in Ware 200 DM, VST 32 DM

Warenverkauf 250 DM + 40 DM --> UST 8 DM, da 32 DM Vorsteuerabzug

Stufe C: Wareneinkauf 250 DM + 40 DM, Warenverkauf 300 DM + 48 DM

               UST = 48 DM - 40 DM Vorsteuerabzug = 8 DM

 Gesamtbelastung Umsatzsteuer = 48 DM

- durch Vorsteuerabzug wird die Umsatzsteuerbelastung auf die einzelnen Verkaufsstufen verteilt

2. Steuerobjekt

Gegenstand der Lieferung

Im Mittelpunkt der Lieferung steht ein Liefergegenstand. An diesem Liefergegenstand verschafft der Unternehmer dem Abnehmer die Verfügungsmacht. Das Vorliegen eines Liefergegenstandes, an dem die Verfügungsmacht einem Abnehmer verschafft wird, grenzt daher die Lieferungen von den sonstigen Leistungen ab. Der Gegenstandsbegriff des § 3 (1) UStG ist enger als der des allgemeinen Sprachgebrauchs und auch als der des BGB.

Gegenstand einer Lieferung können sein:

a) Körperliche Gegenstände

    Liefergegenstände i.S. des § 3 (1) UStG sind in erster Linie körperliche Gegenstände, d.h. Sachen und Tiere  

    i.S. von §§ 90, 90a BGB; vgl. A 24 (1) S. 2 UStR. Geliefert werden können bewegliche und unbewegliche 

    Sachen (Grundstücke). Beim Bau auf fremden Boden, also in den Fällen, in denen der Besteller (Auftraggeber) 

    einer Baumassnahme auf dem nicht oder nicht in seinem Alleineigentum stehenden Grundstück ein Bauwerk 

    errichtet, kann Gegenstand der Lieferung des Bestellers an den Eigentümer ein Bauwerk oder ein 

    wirtschaftlich abgrenzbarer Gebäudeteil (Stockwerk oder Wohnung) sein.

b) Sachgesamtheit

    Liefergegenstand kann auch eine Sachgesamtheit sein. Eine Sachgesamtheit besteht aus mehreren rechtlich  

    selbständigen Gegenständen, die zusammengefasst sind und wirtschaftlich als ein anderes Verkehrsgut 

    angesehen werden als die Summe der einzelnen Gegenstände; A 24 (1) S. 3 UStR.

    Beispiele: Blumenstrauß, Pralinenpackung, Maschinenanlage, Briefmarkensammlung.

c) Nichtkörperliche Gegenstände

    Über den Kreis der Sachen hinaus können auch solche Wirtschaftsgüter Gegenstand einer Lieferung sein, die   

    im Wirtschaftsverkehr wie Sachen behandelt werden. Dazu gehören in erster Linie alle Arten der Energie 

    (Elektrizität, Gas, Wärme). Rechte und Forderungen werden grundsätzlich nicht geliefert, sondern im Wege  

    der sonstigen Leistung übertragen. Davon abweichend werden der Firmen- und Praxiswert oder der 

    Kundenstamm als Liefergegenstand angesehen, weil sie im Falle der Übertragung eines Unternehmens nicht 

    durch einen bürgerlich-rechtlichen Vorgang der Abtretung (§ 398 BGB), sondern mit der Verschaffung der 

    Verfügungsmacht an den anderen Unternehmensgegenständen auf den Erwerber übergehen; A 24 (1) S. 2 

    UStR.

    Beispiele: 

    a) Ein niedergelassener Arzt veräußert seine Praxis an einen Nachfolger. Bei Abschluss des Kaufvertrages 

        haben die Beteiligten den Praxiswert mit 100.000 DM bewertet.

        Die Übertragung der Praxis ist kein umsatzsteuerlich einheitlicher Vorgang, sondern es kommt zu einer  

        Vielzahl von Lieferungen und sonstigen Leistungen. Ein Liefergegenstand ist der Praxiswert. Nach § 1 (1a) 

        UStG sind die im Rahmen der Geschäftsveräußerung bewirkten Umsätze nicht steuerbar, sofern von einem 

        Unternehmer erworben wird.

    b) Die Bank B veräußert einem Kunden K einen Anspruch auf Auslieferung von Gold, das von der Bank im 

        Ausland gekauft und ihr noch nicht in Erfüllung des Kaufvertrages übereignet worden ist. Die Bank führt an 

        K keine Lieferung aus, da sie ihm nicht an einem Gegenstand Verfügungsmacht verschafft, sondern 

        lediglich eine Forderung (Anspruch aus einem Kaufvertrag) abtritt.

(Einfuhrumsatzsteuer, EG-Binnenmarkt)

räumliche Gebiete im  UST-Gesetz:

1. Inland: Gebiet der BRD, ohne bestimmte Einzelgebiete 

                Ausnahmen:( § 1,II,Nr.1 UStG)  Freihäfen, Helgoland

2. Gemeinschaftsgebiet: BRD und übrige EG-Länder

3. Drittländer: Nicht Gemeinschaftsgebiet, einschließlich der Ausnahmen in 

                      § 1,II,Nr.1 UStG.(d.h. der Freihafen Hamburg z.B. ist UST rechtlich 

                       Drittland)

Prinzipien:

- Bestimmungslandprinzip: (gilt im Verkehr mit Drittländern) 

           - keine UST bei Export, beim Import wird UST ( Einfuhrzoll) erhoben

- Ursprungslandprinzip: - Belastung  mit UST des Exportlandes, keine Besteuerung

               des Importes (widerspricht Verbrauchssteuerprinzip und dem Prinzip, 

              für alle Länder gleiche Vorraussetzungen zu schaffen)

- Gemeinsamer-Markt-Prinzip: (gilt im EG-Binnenmarkt)

              - das Exportorientierte Länder höheres Steueraufkommen haben und 

                umgekehrt funktioniert nur, wenn eine Clearingstelle existiert die hier einen 

                 Ausgleich schafft, aber: darüber konnte sich bisher nicht geeinigt werden

                 Deshalb gibt es eine Übergangsregelung

                 Notwendigkeit einer Clearingstelle besteht auch, wenn alle Länder gleiche 

                 Umsatzsteuersätze haben

Übergangslösung: 

- für kommerziellen Warenverkehr Bestimmungslandprinzip

- im nichtkommerziellen (privaten) Warenverkehr gilt Ursprungslandprinzip

(S.30) Nichtentgeltliche Leistungen sind nicht besteuerbar ( 2-Ausnahmen)

es soll verhindert werden das Unternehmer sich Gegenstände aus Unternehmen entnehmen bzw. sich über das Unternehmen umsonst Leistung erstellen lassen

( dies wäre Steuerhinterziehung wenn die Vorsteuer schon abgezogen ist

3. Steuerpflicht

- steuerbarer Umsatz ( definiert § 1,I,Nr.1 UStG)

- Leistungsaustausch ( gegen Entgeld):

Eine Lieferung liegt nur vor, wenn der Umsatz gegen Entgelt erfolgt. Es muss ein Leistungsaustausch erfolgen; der Leistung des einen muss die Gegenleistung eines anderen gegenüberstehen; A 1 (1) UStR. Daraus ergibt sich zwingend, dass zur Leistung zwei Rechtspersonen gehören: ein Leistender und ein Leistungsempfänger. Eine „Leistung" innerhalb des gleichen Unternehmens (sog. Innenumsatz) kann deshalb nicht zu einem steuerbaren Umsatz führen.

Ausnahme:

Innergemeinschaftliches Verbringen; § 3 (1a) UStG.

Entgeltlose Vorgänge i.S. von § 3 (1b) UStG.

Zwischen Leistung und Gegenleistung muss eine innere Verknüpfung, ein wirtschaftlicher Zusammenhang bestehen, um einen Leistungsaustausch annehmen zu können. Das Verhalten des leistenden Unternehmers muss auf den Erhalt einer Gegenleistung im Austausch gegen die erbrachte Leistung abzielen oder wenigstens geeignet sein, eine Vergütung für die erbrachte Leistung auszulösen.

- Leistender muss Unternehmer sein ( § 2 UStG)

- im Rahmen des Unternehmens

Der Begriff „im Rahmen des Unternehmens" ist weit zu fassen. Hierzu zählen alle Leistungen, die sich als „Unternehmensvorfälle" (Geschäftsvorfälle) darstellen. In den Rahmen des Unternehmens fallen nicht nur die Grundgeschäfte, die den eigentlichen Gegenstand der geschäftlichen Betätigung bilden, sondern auch die Hilfs- und Nebengeschäfte, z.B. Verkauf von Anlagevermögen

- im Inland

( ist steuerpflichtig, wenn nicht nach §§ 4 ff UStG befreit

(S.31) die in Rechnung ausgewiesen UST ( § 14 UStG) für bezogene Leistung

           ( dafür kann VST abgezogen werden

UST-Zahlung  = UST - VST

Steuerbefreiungen

Die steuerbaren Umsätze untergliedern sich in steuerfreie und steuerpflichtige Umsätze. Befreit sein können Umsätze jeder Art (Lieferungen und sonstige Leistungen, Einfuhr i.g. Erwerb).

Eine Steuerbefreiung setzt jedoch Steuerbarkeit voraus: Nur ein steuerbarer Umsatz kann steuerbefreit sein. Die Steuerbefreiungen sind in §§ 4 Nr. 1 bis 28, 4b u. 5 UStG aufgeführt.

Im folgenden werden nur die wichtigsten steuerbefreiten Umsätze dargestellt
4. Bemessungsgrundlage

Bemessungsgrundlage = Entgeld – UST

- bei unentgeltlichen Leistungen siehe § 10,IV UStG

Regelsteuersatz: 16%

UST= 16/116 * Bruttoentgelt 

ermäßigter Steuersatz ( § 12,II UStG): 7%; UST = 7/107* Bruttoentgelt

5. Grunderwerbssteuer 

1.Steuerobjekt

- besteuert wird der Umsatz von Grundstücken, daher Befreiung von UST nach § 4 ?

2. Steuerpflicht

- alle Tatbestände sind grundsätzlich steuerpflichtig

- keine persönliche Steuerbefreiung

- nur sachliche Steuerbefreiung nach §§ 3-7 GrEStG 

   Steuerschuldner: beide Vertragspartner (Käufer und Verkäufer) sind zusammen Gesamtschuldner ( § 13, Nr.1   

   GrEStG)

- bei Änderung des Gesellschafterbestandes einer Personengesellschaft ist die Personengesellschaft 

   Steuerschuldner

- bei der Vereinigung von Artikeln einer Kapitalgesellschaft in einer Hand ist der Gesellschafter Steuerschuldner

3. Bemessungsgrundlage

laut § 8,I GrEStG ist Bemessungsgrundlage die Gegenleistung

In Sonderfällen der Wert des Grundstücks zum Erwerbszeitpunkt ( Boden und Gebäude) (laut § 8,III GrEStG)

- bei späterer Entscheidung des Käufers zur Bebauung des Grundstücks wird die Bemessungsgrundlage nicht   

   beeinflusst 

- wird Bebauung im Grundstückskaufvertrag vereinbart, dann rechnet der Kaufpreis für das Gebäude zur 

   Bemessungsgrundlage dazu

- getrennte Verträge: Die Bemessungsgrundlage ergibt sich aus der, bei objektiver Betrachtungsweise als 

   einheitlichen Leistungsgegenstand ?

- Steuertarif, proportionaler Tarif, Steuersatz 3,5% ( § 11,I GrEStG), Abrundung auf volle DM

Quelle: Universität Rostock (Prof. Dr. Göbel) / Korrekturen und Ergänzungen bitte an info@skripte.net

